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z s. ?ahrg. Ausgegeben im ?uni 1 ?Z5 heft 2 /z

Um öie politischen Organisationen des /lus-
lanöes auf Schweizerboöen.

D er Vorort des Volksbundes für die Unabhängigkeit der Schweiz hat
Mitte Mai an den Bundesrat folgende Eingabe gerichtet:

„Im Zusammenhang mit der öffentlichen Erörterung über die Tätigkeit

nationalsozialistischer Organisationen in der Schweiz ist von verschiedenen

Parteien aus und ferner von Dr. Thalmann in seiner Interpellation
über den Fall Jacob im Ständerat ein Einschreiten des Bundesrates
gegen diese nationalsozialistischen Organisationen, ja ein Verbot derselben

verlangt worden. Damit ist die Forderung nach einem Einschreiten von
Bundes wegen gegen die fremden politischen Organisationen auf
Schweizerboden offen erhoben. Das ist keine neue Forderung; denn schon vor
mehr als zehn Jahren und durch viele Jahre hindurch hat in genau gleicher
Weise, wie heute die Bildung von nationalsozialistischen Organisationen
in unserm Land Aufsehen und Widerspruch erregt, auch die Bildung der

italienischen fascistischen Organisationen in der Schweiz schärfsten
Einspruch und Widerstand hervorgerufen. Ebenso wird seit langem immer
wieder die Forderung nach einem Verbot der von Moskau aus geleiteten
kommunistischen Partei laut. Wir haben es hier also nicht mit einer
Augenblickserscheinung, sondern mit einer dauernd wichtigen politischen Landesfrage

zu tun.
Der Volksbund für die Unabhängigkeit der Schweiz hat schon vor

einem Jahrzehnt anläßlich der endlosen Fascistenzwischenfälle den Wunsch
ausgedrückt, daß keine derart vom Auslande her geleitete, zum blinden
Gehorsam gegen fremde Regierungen verpflichtete Organisation auf
Schweizerboden geduldet werde. Der Bundesrat hat sich damals damit begnügt,
das öffentliche Tragen der Fafcistenuniform und die Einmischung in unsere
eigenen Verhältnisse zu untersagen. Inzwischen ist die fascistische Organisation

in der Schweiz auf über 50 Sektionen mit zahllosen Unterabteilungen
und Tausenden von Mitgliedern angewachsen, ohne daß ihre umfassende
Tätigkeit noch besonderes Aufsehen erregen würde. Nun erleben wir aber
mit der durchaus ähnlich, auf keinen Fall fremdartiger gestalteten
nationalsozialistischen Organisation dieselben unliebsamen Schwierigkeiten wie vor
zehn Jahren mit den Fascisten, Dabei muß allerdings ausdrücklich fest-
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gestellt werden, daß die nationalsozialistische Organisation noch längst nicht
die Ausdehnung derjenigen der italienischen Fascisten erreicht hat und
weiter, daß es bisher mit dieser Organisation noch lange nicht zu so

häufigen und schwierigen Zwischenfällen gekommen ist wie mit den Fascisten
in ihrer Frühzeit auf unserm Boden. Der Volksbund für die Unabhängigkeit

der Schweiz hat auch auf diese Entwicklung und ihre Gefahren rechtzeitig

— schon im Frühjahr 1934 — in seinem Pressedienst hingewiesen,
bevor irgend jemand anders auf die sich vorbereitenden Spannungen
aufmerksam geworden war.

Unter solchen Umständen kann nach unserer Ansicht im Interesse der

Wahrung unserer allseitigen Neutralität keineswegs von Ausnahmemaßnahmen

gegen die nationalsozialistische Organisation die Rede sein,
sondern einzig und allein von einem allgemeinen Vorgehen gegen alle vom
Ausland aus geleiteten und auf unserm Boden politisch tätigen
Organisationen. Wir möchten dabei nicht unterlassen, Sie ausdrücklich auf die

starke Häufung fascistischer Organisationen und ihre lebhafte Tätigkeit in
den drei Südkantonen Tessin, Graubünden und Wallis hinzuweisen. Diese

Tatsache verdient im Zusammenhang mit den gerade jüngst wieder in
unserer Presse festgenagelten irredentistischen Bestrebungen sicher Ihre
besondere Aufmerksamkeit.

Es kann weiter nach unserer Überzeugung in einer Frage von solcher

politischen Tragweite nicht von administrativen Maßnahmen allein die
Rede fein, sondern es wird sich darum handeln, die verfassungsmäßigen
Grundlagen für ein allgemeines Vorgehen gegen die politische
Organisationsarbeit des Auslandes auf unserm Boden zu schaffen.

Wir verhehlen uns die Schwierigkeiten eines solchen Vorgehens nicht.
Wir sind auch durchaus überzeugt, daß ein solcher Schritt der Schweiz nicht
ohne Schwierigkeiten mit ausländischen Faktoren durchgeführt werden kann,
Gerade deshalb sind wir aber der vollendeten Überzeugung, daß hier nur
eine ausdrückliche Willenskundgebung des Schweizervolkes für unser
Vorgehen die nötige Respektierung erzielen kann."
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